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Eutdeutſchung 


Boykott oder Durchdringung? / 


Es beſtehen in Polen keine Meinungsverſchiedeuheiten darüber, 
daß es ein Ziel der polniſchen Politik zu ſein hat, Danzig dem pol⸗ 
niſchen Staate einzuverleiben. Es gibt nach poluiſcher Auffaſſung 
zwei Wege, um zu dieſem Siel zu gelangen; fie heißen auf wirtjchaft- 
lichem Gebiet: Boukott oder Durchdringung, auf politi- 
ſchem Sebiet: Sufammenarbeit oder Sewalt. Die pole 
niſche Danzigpolitik hat ſich bisher für den Boykott und die Gewalt- 
anwendung entſchieden. Zu den Leuten in Polen, die dieſe Politik 
10 und der fai de e > ans en ver⸗ 
uchen, hat ſich neuerdings auch der ehemalige poluſſche Vertreter in 
Water cd s dil g e rb geek E pat Ve 0 reder Ear 
schauer Geſellſchaft der Geſchichtsfreunde einen Vortrag gehalten, in 
dem er die Politik, die die Warſchauer Regierung bisher gegenüber 
Dauzig verfolgt bat, einer ungewöhnlich ſcharfen Kritik unterzog. 
Wohlgemerkt: die Kritik it nicht gegen das Siel, ſon⸗ 
dern gegen die Mittel, und auch nicht gegen die 
Gewaltſamkeit, ſondern gegen die Un zweckmäßig 
keit dieſer Mittel gerichtet. Die Beziehungen Polens zu 
Danzig, meint Strasburger, müßten enger geknüpft werden, die 
Danziger Wirtſchaft müßte durch Polen eine Unterſtützung 
erfahren, der Danziger Hafen müßte ausgebaut 
werden; Polen müßte auch die nationale Empfindſamkeit der Danziger 
Bevölkerung achten, dabei aber „die volle Garantie der polniſchen. 
Minderheitsrechte“ verlangen 

Strasburger hat alſo die Umkehr Polens zu einer Politik der 
„friedlichen Durchdringung“ gefordert, die von der Grundtheſe aus- 
gehen mülle, daß Danzig für Polen ein unentbehrlicher Teil der „pol 
niſchen Seeküſte“ ſei. Mau fragt ſich, was ihn zu dieſer Schwenkung 
hat veranlaſſen können. Die Gründe mögen zunächſt einmal 
wirtſchaftlicher Natur ſein. Wenn Strasburger für einen 
Ausbau des Danziger Hafens eintritt, Jo Kaun man darin eine 
Kritik an Sdingen erblicken, da man ja kaum annehmen kann, 
daß er einen weiteren Ausbau ſowohl des Göiugener wie des 
Dauziger Hefens befürworten will, wenn man bedenkt, daß nach der 
begründeten Auffaſſuug des Dauziger Senats die heutige Um⸗ 
ſchlagsfähigkeil des Dauziger Hafens für die Bewältigung des ge- 
Jawten ſeewärtigen Außenhandels des poluiſchen Staates ausreicht. 
und daß auch die Sachverſtändigen des Völkerbundes in ihrem Gut“ 
achten vom 15. September zu erkennen gegeben haben, daß der 
Gdingener Hafen bereits heute eine größere Umſchlagsfähigkeit 
beſitzt, als fie für den Umſchlag der Güter notwendig ilt, für deren 
Beförderung ihrer Meinung nach der Danziger Hafen nicht genügt. 
Der von Strasburger befürwortete Ausbau des Danziger Hafens 
müßte alſo, wenn er überhaupt eine produktive Aulage fein Joll, zum 
mindeſten eine weſentliche Herabſetzung des Süterumſchlages in 
Gdingen bedeuten. Wenn auch Strasburger nicht zugeben will, daß 
die von ihm gewiinfchte Verſtäudigung mit Danzig. in der Hajenfrage 
auf polniſcher Seite die Preisgabe Gdingens zur Vorausſetzung hat, 
Jo ſcheint er doch der polniſchen Danzig- Politik gegenüber kritiſch ge- 
ung eingestellt zu fein, um ſieh zu Jagen, daß Polen in Danzig wohl mehr 
erreicht haben würde, wein es die mehreren hundert Millionen. die 
ihm feine Hafenpolitik bisher aekoltet hat, in Danzig ſtatl in Gdingen 
angelegt hätte. Polen hal durch den jorcierken Ausbau jeines Kampf- 
bafens auf der einen Seite wohl den Danziger Handel empfindlich 
getroffen, es hat auf der anderen Seite aber den Selbjtbehauptungs- 


willen der Danziger doch nicht, wie es gehofft hatte, in die Knie 
zwingen könun. Es hat auf der einen Seite eiue Koſtſpielige und wirt⸗ 
ſchaftlich nicht unbedenkliche Hafenanlage geſchaſjen und auf der 
anderen Seite doch nur erreicht, daß Danzig, das es zu ſich heran- 
zwingen wollte, wirtſchaftlich und vor allem politiſch immer mehr 
feinem Einfluß entgleitet. Mau kaun ſich ungefähr deuken, wie ſieh 
Strasburger die Politik der „friedlichen Durchdringung“ vorſtellen 
mag: Wenn Polen, denkt er, den Dauziger Hafen ausbaut, hat 
es größere Ausſicht, auf deſſen Verwaltung beſtimmenden Einfluß zu 
nehmen und z. B. auch die Niederlaſſung poluiſcher Firmen im Danziger 
Hafengebiet zu betreiben. Wenn Polen, denkt er, den Suteraustauſch 
zwiſchen Danzig und dem polniſchen Hinterlande begüuſtigt, wenn 
es die Entwicklung der Danziger Indultrie fördert und dabei dafür 
ſorgl, daß dieſe in immer höherem Maße vom polniſchen Abſatzmarkkt 
abhängig wird. wird es auch leichter in der Lage ſein, die Dauziger 
Wirtſchaft perſonell, finanziell und organiſaloriſch an Polen zu binden. 
Wenn Polen, meint er, den „irrſinuigen Bonkott“ der Dauziger Bäder 
oufgibt und im Gegenteil den polniſchen Freindenverkehr nach Danzig 
in großem Stil organisiert, daun gewöhnt es (wie es in einem von pol 
niſcher Seite ausgehenden Proteſt gegen die VBoukottierung Joppots 
einmal geheißen hat) die Dauziger „an den Anblick der polniſchen 
Herren“, donn unterſtützt es die Seßhaftmachung polnischer Kaufleute, 
Handwerker und Peuſionsbeſitzer in Danzig 

Was Strasburger zu Jeiner Kritik an der Warſchauer Dauzig- 
Politik veranlaßt hat, das Jind aber offenſichtlich weniger wirtſchaft⸗ 
liche überlegung als politiſche Gründe geweſen. Die Kritik ent- 
Jpringt vor allem der Einjicht, daß die Abſperrungs- und Boukottmethode 
der. polniſchen Aegierung die deutſche Nebiſionspropa- 
ganda begünſtigt, daß der fortſchreitende Ausbau Gdingens 
der deutſchen Cheſe Recht gibt: daß Danzig für Polen als Zugang 
zum, Meere imer entbehrlicher und ſomit die einzige Begründung 
binfällig wird, die man in Verſailles für die Lostrennung des Dan=- 
ziger Gebiets vom Deutſchen Reich halte anführen können. Vom 
politiſchen Standpunkt aus geſehen, meint Strasburger, würde cine 
Rückgabe Danzigs an Deutſchland Polens Kor- 
ridorſtellung erſchüttern. Der Korridor, meint er, alſo, 
ſei ohne Dauzig für Polen uunhaltbar. Dauit mag er recht haben, 
deun einem ius Reich zuräckkebrenden Danzig würde über kurz oder 
lang auch der ganze Korridor folgen. Aber die Polen, die ſich die 
Danzig⸗Politik ihres Staates jo vorſtellen. wie fie Strasburger hier 
andeutet, überſehen einen Jehr wichtigen Punkt, daß es nämliche für 
einen Staat, der dem Deukſchen Reiche gegenüber eine unbedingt 
feindſelige Haltung einnimmt, pfuchologiſch unmöglich iſt, dem 
deutſchen Danzig gegenüber eine Politik der „friedlichen 
Durchdringung“ zu treiben. Sie werden wohl eine neue Cultäuſchung 
erleben, wenn ſie ſich einbilden, daß Danzig, nachdem es nun Jahre bin- 
durch in der ſchärfſten Weite in Jeiner wirtſchaftlichen Entwicklung 
geſtört und in ſeinem nationalen Empfinden verletzt worden ilt, natio- 
nale Belange und verbriefte Rechte preisgeben und ſich von der inneren 
Verbundenheit mit dem deutſchen Mutterlande losſagen würde, nur 
deshalb. weil Polen ihm einige materielle Vorteile bietet. Mau iſt, 
in Danzig doch klug genug, um zu wiſjen, daß das el der volnijchen 
Politik. ob dieſe Fb uun gewaltſamer oder „riedlicher“ Mittel be— 


dient. immer dasſelbe bleibt: Die Unterdrückung des Daufiger 
Deutſchtums. Dr. K. 
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Ein „Streit“ um das Danziger Staatsarchiv. 


Polen hat den Amtsantritt des neuen Hohen Kommiſffars 
des Völkerbundes in Danzig, Helmer Noſting, zum Anlaß genommen, 
ein Trommelfeuer von Forderungen und Noten politiſcher und wirt- 
schaftlicher Art gegen den Freiſtaat Danzig zu eröffnen. In den 
Rahmen diefer Kampagne, die den Zweck verfolgt, Danzig in jeder 
Weiſe ins Unrecht zu ſetzen, dürfte auch ein Vorſtoß fallen, den der 
pommerelliſche Berichterſtatter mehrerer polniſcher Geitungen, 
A. Schedlin-Ezarlinjki, Kürzlich im „Iluſtrowanh Kurher 
Codzienng“ gegen das Staatsarchiv in Danzig unternommen 
hat und der unter den verſchiedenſten Geſichtspunkten eine Entgegnung 
erfordert. 
Sachlichkeit vermiſſen läßt, die Frage der Teilung des Dan 
ziger Staatsarchivs. Dieſes wurde im Jahre Joos aus Ab- 
gaben preußiſcher Verwaltungsbehörden und des Staalsarchivs 
Königsberg gebildet, wozu als hiſtoriſch wertvollſter Teil 
das Archio der Stadt Danzig als Depoſitum hinzutrat. 
Nach dem unglücklichen Ausgange des Krieges meldeten drei An- 
wärter ihre Anſprüche auf den Beſitz des Staatsarchivs und ſeiner 
Beſtände an: Der bisherige Eigentümer Preußen, die Stadt 
Danzig, welcher der Grund und Boden, auf dem das Gebäude des 
Staatsarchivs ſteht, gehört, und Polen, das nicht nur einen großen 
Teil der preußiſchen Archivalien, ſondern auch das Gebäude des 
Staatsarchios zur Errichtung eines polniſchen Staatsarchivs für 
Pommerellen forderte. Noch war aber das Archiv preußiſche Staats- 
behörde und jeine Beamten beurlaubte preußiſche Beamte, als der zum 
Reichs» und Staatskommilfar für die Abtretung des Gebiets der 
Freien Stadt Danzig ernannte Regierungspräfident Sörfter angefichts 
der gefährlichen politiſchen Lage beim preußiſchen Minijterium bean- 
iragte, daß noch vor Inkrafttreten des Friedensver⸗ 
trages alle Generalakten ſowie die Spezialakten 
der bei Preußen verbleibenden Teile Weſtpreußens 
Jowie des Abſtimmungsgebiets mit den dazugehörigen 
Verzeichniſſen aus Danzig fortgeſchafft und in Deutfchland ſicher⸗ 
geſtellt würden. Auf Anordnung der preußiſchen Regierung wurden 
jo im Sommer 1910 bis zum Anfang Januar 1920, alſo längere Zeit 
vor Inkrafttreten des Verſailler Diktats, die dem Preußiſchen Staat 
als . zuſtehenden Archivalien nach Deutſchland ge- 

afft. 


Im Sommer 1921 begannen über die Teilung des Archivs Ver- 
handlungen zwiſchen Danzig und Polen, die polniſcher⸗ 
jeits nacheinander von Dr. Paczkowſki, Dr. Panta k. Pfarrer 
C;aplewfki und Dr. Lutman geführt wurden. Da eine Eini- 
gung nicht erzielt werden konnte, jällte die von der Dotjhajırr“- 
konferenz; eingeſetzte „Commission de repartition des biens 
d'Etat Allemands”, die ſeit Anfang März 1921 in Danzig tätig war, 

mäß dem Antrage Danzigs folgende Entſcheidung (Über⸗ 
etzung): „Die ſtaatlichen Archivalien, die ſich im Staatsarchiv be⸗ 
finden und ſich auf die an Polen abgetretenen Gebiete beziehen. werden 
Polen zugeteilt; die andern im Gebäude des Staatsarchivs befindlichen 
Archivalien werden der Freien Stadt zugeteilt. Die Archivaiien, die 
chon Eigentum der Freien Stadt find, fallen nicht unter dieſe Auf- 
teilung. Das Gebäude und das Terrain gehören der Freien Stadt.“ 
Auf Grund dieſer Entſcheidung ſollte die Teilung der noch in Danzig 
vorhandenen Akten (le partage des archives qui se trouvent encore 
& Danzig) ſofort vorgenommen werden. Weitere Verhandlungen hier- 
über mit Polen ſcheiterten jedoch an unerfüllbaren Sorde⸗ 
rungen der poluiſchen Regierung, die 3. B. die Er- 
richtung eines ſtaatlichen Archivs für Pommerellen 
in Danzig anſtrebte und die Aufteilung der von 
Danzig nicht zu beſchaffenden preußiſchen Akten 
und der hier noch befindlichen preußiſchen Archi⸗ 
valien forderte. Der endgültige Abbruch der Verhandlungen 
wurde jedoch dadurch herbeigeführt, daß die Preußiſche Kegie- 
rung und das Deutſche Reich am 10. Oktober 1924 gegen die 


Aufteilungsverhandlungen zwiſchen Danzig und Polen ohne Hinzu⸗ 


ziehung Preußens Einſpruch erhoben. 
Seit diefem Einſpruch Preußens ruhen alle Verhandlungen über 
die Teilung des Archivs, deren Wiederaufnahme Schedlin-Czarlinſki 
jetzt in ſeinem Artikel fordert. Er behauptet. daß die Verhandlungen 
„nicht durch die Schuld der polniſchen Unterhändler“ bald den Charakter 
‚eines Streites angenommen hätten. Dazu ift zu fagen, daß die Tei- 
lungsverhandlungen ſo lange einen ruhigen Verlauf nahmen, bis Herrn 
Dr. Lutman die Vertretung der Intereſſen Polens übertragen 
wurde. Die Ernennung dieſes Herrn zum Aufteilungskommiſſar mußte 
von Danzig als Provokation empfunden werden. Ein Verhandeln mit 
ihm war nicht möglich, da er weder fachlich noch persönlich ſeiner Auf- 
gabe gewachſen war. Er ließ in feinem Verkehr mit den deutſchen Ve⸗ 
amten des Archivs die elementarſten Anſtandsregeln außer acht und 
bewies nur zu bald, daß er auch als Wiſſenſchaftler nicht ernst zu 
nehmen war. Wes Geiſtes Kind diefer Dr. Lutman ift, geht auch aus 
feiner Tätigkeit in Oſtoberſchleſien hervor. wo er als Stabsoffizier der 
Gruppe Oft und als Propaganbiſt am dritten polnischen Aufftand teil⸗ 
nahm. Der Wert des Menſchen wie des „Wiffenfchaftlers“ und „Hiſto⸗ 
rikers“ Lutman ift auch von polniſcher Seite gekennzeichnet worden, 
als man ihm nachwies, daß er nicht genug Lobſprüche über Rorfanty 
als Aufffändiſchenführer ſchreiben konnte, ſolange dieſer bei der pol⸗ 
niſchen Regierung in hoher Hunſt Stand, und daß er nicht genug Worte 
des Tadols für die Tätigkeit Korfantus in Oftoberſchleſien fand, als 


Schedlin-Czarliuſki behandelt in ſeinem Artikel, der jede 


dieſer zur Regierung Pilſudſkis in Oppoſition trat. Heute int 
Dr. Lutman, ein enger Freund des berüchtigten oberſchleſiſchen Woje⸗ 
woden und Weſtmarkenvereinsführers Dr. Grazunſki, Leiter der 
Propaganda Abteilung des Baltiſchen Inſtituts 
in Thorn. Da der Artikel Schedlin-Czarlinſkis im Juſammenhang 
mit einer durch das Baltiſche Inſtitut veranſtalteten Tagung ge⸗ 
ſchrieben wurde, wird man in der Annahme wohl nicht jehlgehen, daß 
die Anregung zu diefem Artikel von Dr, Lutman ſtainmmt. 

Beſonders erregt iſt Schedlin-Czarlinſki über die Fortſchaffung der 

Preußen gehörigen Akten aus Danzig. Wie berechtigt diefe Vorſichts⸗ 
maßregel Preußens zur Sicherung ſeines Eigentums war, gibt er aber 
lelbft zu, wenn er in ſeinem Artikel au ein Bankett erinnert, das die 
Offiziere Hallers in der fraglichen Seit in Putzig veranftalteten und 
auf dem ein franzöſiſcher Offizier dem General Haller mit deu Worten 
zutrank: „Alors, messieurs, en avant à Danzig!” In diefer Situation 
war es die Pflicht des preußiſchen Beamten Archivdirektors 
Dr, Kaufmann, dem Befehl feiner Regierung nachzukommen und das 
Eigentum feines Staates vor fremdem Zugriff in Sicherheit zu bringen. 
Die Vorwürfe, die Schedlin-Ezarlinfki gegen Dr. Kaufmann erhebt, 
find alſo völlig unberechtigt. 
Hervorgehoben ſei auch, daß nach Berlin nur ſolche Archivalien ge⸗ 
ſchafft worden find, die, wie Archivdirektor Dr. Kaufmann in der 
Schrift „Das Staatsarchiv Danzig 1903-1028“ ausſührt, Preußen 
rechtlich zuſtanden und über die es zur Seit der Fortſchaffung aus 
Danzig freies Verfügungsrecht hatte. Es handelt ſich hier nur um 
Archidalien, die für den bei Deutſchland verbliebenen Reit Woft- 
preußens in Betracht kamen, und um ſogenannte Generalakten der 
preußiſchen Zentralbehörden, auf die Polen gemäß dem Provenienz 
prinzip durchaus keinen Anjpruch hatte. die aber für die Kontinuität 
der Verwaltung für Preußen von größter Wichtigkeit find, Polen ift 
um kein Aktenſtück, auf das es rechtmäßigen Anſpruch erheben kann, 
geſchädigt worden. Dagegen ſei daran erinnert, daß Polen heute 
noch in ſeinem Pofener Arch ro Akten und Archi- 
valien zurückhält, die einwandfrei Deutſchland 
gehören, und daß es ſich weigert. Akten aus dem 
Privatbelitz deutſcher Städte 6. B. Frauſtadt) her⸗ 
auszugeben. 

Dadurch. daß Polen nach dem preußischen Einſpruch vom Jahre 
1924 alle Verhandlungen ruhen ließ. hat es ſelbſt dieſen Einſpruch 
anerkannt. Warum wendet ſich Polen denn nicht mit jeinen An- 
ſprüchen an Preußen? Wenn Polen Erneuerung der Verhauolungen 
wünfcht, jo iſt für Öiefe nur Preußen zujtändig und nicht die Freie 
Sad Danyig. Desgleitgen Fed alle Sordaruugen unberch- 
tigt. die von polniſcher Seite auf das Arhiv- 
gebäude erhoben werden, das ebenſo wie das Doiniger 
Stadtarchiv Eigentum des Steiftaates iſt und dieſem von der Inter» 
alliierten Teilungskommiſſion zugeſprochen wurde. Polen hat zudem kein 
Recht, in Danzig eine Behörde zu unterhalten, die Pommerellen be- 
trifft. Die Entscheidung des Völkerbundrats auf Entfernung der pol⸗ 
niſchen pommerelliſchen Eiſonbahndirektion aus Danzig kann hier als 
wichtiger Präzedenzfall angeführt werden. 

Auf den Vorwurf Schedlin-Ciarlinſkis, der behauptet, daß die 
polniſchen Teilungskommiffare bei ihrer Arbeit im Danziger Archiv 
lich Bedingungen hätten unterwerfen müffen, die polniſcher Nepräſen⸗ 
lanten unwürdig geweſen ſeien, braucht gar nicht eingegangen zu 
werden. Es war eine ſelbſtverſtändliche Pflicht des Archivleiters, 
Maßnahmen zu treffen, die ihm fein Gefühl der Verantwortung für 
die ihm anvertrauten Archivalien gebot. Keinem der polniſchen Unter⸗ 
händler — mit Ausnahme natürlich des berüchtigten Dr. Lutman — 
iſt es eingefallen, ſich über den Archivleiter zu beſchweren. Pfarrer 
E3aplemfki hat es ſogar für feine Pflicht gehalten, unberechtigte 
Angriffe. die von polniſcher Seite gegen Dr. Kaufmann erhoben 
wurden, in der polniſchen Preffe Jelbit zurückzuweiſen. Auch ber jetzt 
pensionierte Generaldirektor der polniſchen Staatsarchive, Prof. Dr. 
Paczikomjki. wird heute. sicherlich noch gern bereit fein, die ſach⸗ 
liche Zufammenarbeit mit Dr. Kaufmaun zu bezeugen. Die Damiger 
Regierung hat bisher erufter polniſcher hiſtoriſcher 

orſchung bei Benutzung des Danziger Staats» 
archios keinerlei Schwierigkeit bereitet, ſondern fie 
in jeder Weiſe gefördert, wie dies auch von polniſcher Seite mehrfach 
anerkannt worden ift, u. a. von einem der bodeutendſten polniſchen 
Historiker, Herrn Prof. Dr. Papée, dem Vater des jetzigen 
polniſchen diplomatiſchen Vertreters in Danzig. 

Hieraus erhellt mit aller Deutlichkeit, daß es einen Dauzig-pol⸗ 
nifchen Streit um das Archiv gar nicht gibt. daß Schedlin-Carlinſki 
Ion dadurch, daß er feinem ſpaltenlangen Leitartikel die Überſchrift 
„Die größte Niederlage Polens in Danzig. Der Skandal der Teilung 
des weſtpreußiſchen Archivs“ gibt, die Frage auf ein falſches Gleis 
ſchiebt. Er perſucht, einen Danzig⸗polniſchen Streitfall zu konstruieren, 
der in Wirklichkeit gar nicht beſteht, da die weitere Auseinander⸗ 
fetzung über die Teilung von Archivalien eine Angelegenheit ist. die 
nur durch unmittelbare Verhandlungen zwischen dem Deutſchen Reich 
und der Republik Polen erledigt werden kann. Die Danziger Regie» 
rung kann mit Rücklicht auf den von Polen anerkannten Einſpruch 
des Deutſchen Reiches vom 10. Oktober 1924 keinerlei Eutſcheidungen 
über die von Polen beanfprurhten Akten treffen, ſondern muß es 
Polen überlaffen, ſich über diefe Frage mit Preußen bzw. dem Deut⸗ 
ſchen Reich zu einigen. Arthur Neiß - Danzig 
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Der Amtsſitz des Hohen Kommiſſars. 


Die „Gazeta Gdanſka“ ſcheint dem Danziger Bölkerbunds- 
kommiſſar Helmer Noſting nicht zu trauen. In der Cat haben 
ja deſſen bisherige Amtshandlungen, trotzdem ſie auch den Danziger 
Wiinſchen durchaus nicht gerecht werden, die Hoffnungen, die man im 
polniſchen Lager offenbar auf ihn geſeßt hatte, keineswegs erfüllt. 
Die „Gazeta“ macht ſich nun Gedanken darüber, wie es wohl kommen 
mag, daß ſich die meiſten der bisherigen Völkerbundskommiſſare in 
den weſentlichen Streitfragen mehr oder weniger dem Danziger Stand- 
punkt angeſchloſſen und gegen Polen entſchieden haben. Anſtatt den 
Grund diefes Verhaltens in der Tatſache ju Suchen, daß Danzig nie⸗ 
mals etwas anderes verlangt hat als das, was in den Verirägen, 
die für die Tätigkeit der Kommiflare Richtſchnur zu ſein haben, feſt⸗ 
gelegt iſt, meint die „Gazeta“ die ihr unangenehme Erſcheinung damit 
erklären zu können, daß die geſellſchaftliche, moraliſche 
und politiſche Atmoſphäre, die der Hohe Kommiſſar in 
Danzig einatme, nicht ohne Einfluß auf deſſen Entſcheidungen bleiben 
könne. Sie verlangt daher, daß bei der grundſätzlichen Behandlung 
der Danzig-polnifchen Beziehungen in Genf auch die Frage aufgeworfen 
werde: „Warum wohnt der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes in 


Danzig?“ Man kaun es der „Gazeta“ nachfühlen, daß es ihr lieber 
wäre, wenn der Völkerbundskommifſar ſich überhaupt nicht in Danzig 
aufhalten, ſondern ſeinen Sitz in Genf oder noch beſſer: in Warſchau 
haben würde, damit er en weder dort die mit franzöſiſch-polniſchem 
Geiſte geſchwängerte Atmoſphäre einatmen oder hier ganz von den 
polniſchen Gaſtgebern eingewickelt werden kann. Im Verſailler Diktat 
heißt es: „Der Hohe Kommilfar hat feinen Amtsfitz 
in Danzig.“ Dieſe Beſtimmung ift von den Seindmächten nicht 
aus Liebe zu Deutſchland in das Diktat aufgenommen worden, ſondern 
aus rein Jachlichen Gründen: Es iſt unmöglich, die ſchwierigen Danziger 
Verhältniſſe zu überblicken und in dringenden Sällen rechtzeitig ein- 
zugreifen, wenn man in Genf oder Warſchau oder ſonſtwo fitzt und 
auf Swiſchenträger angewieſen if. Es wäre auch recht Jonderbar, 
wenn der Kommilfar, der zur Wahrnehmung der Schutzherrſchaft des 
Völkerbundes für die Freie Stadt beſtellt ift, ſeinen Amtsſitz aus- 
gerechnet in der Hauptſtadt des Staates haben Jollte, der die Nechte 
der Freien Stadt unausgeſetzt bedroht. Es verlohnt ſich kaum, ſich 
5 naiven Ausführungen der „Gazeta“ weiter auseinander- 
zuſetzen. 


Polniſche Gſteuropa⸗Politik. 


Wirtſchaftliche Auswertung des Nichtaugrijfspaktes. 

Es war von vornherein klar, daß Polen den Nichtangriffs⸗ 
pokt mit Nußland nicht nur aus politiſchen Gründen, alſo um 
beim Kampf gegen die deutſche Nevifionspolitik eine Rückendeckung 
im Olten zu haben, abgejchlojlen hat, ſondern mit dem Abſchluß auch 
weitgehende wirlſchaftliche Abſichten und Hoffnungen verbindet. 
Sicher ijt jedenfalls, daß man in Warſchau jetzt an eine handels- 
politiſche Auswertung des Paktes heranzugehen gedenkt. 
Mau erwartet dort von einer wirtjchafilihen Zujammenarbeit mit 
Rußland eine weſentliche Erleichterung der in- 
duſtriellen Lage Polens; insbeſondere hofft man die 
Schwerinduſtrie Oſtoberſchleſiens und die Textil- 
induſtrie der Loder und Bialyſtocker Rayons vor 
dem ſonſt unvermeidlich erscheinenden völligen Untergang retten zu 
können. Beide Enduſtriezweige beſitzen eine weit über die minimale 
Aufnahmefähigkeit des polniſchen Inlandsmarktes hinausgehende 
Produktionsfähigkeit; beide ſind — ebenſo wie die meiſten anderen 
Induftriezweige Polens — in hohem Maße auf die Aus- 
fuhr angewiesen. Nach den Angaben des polniſchen Hütten- 
ſundikats gingen in den letzten Jahren über 90 v. H. der geſamten 
polnischen Eijenausfuhr nach dem Oſten; im laufenden Jahre ift die 
polnische Eiſenausfuhr um etwa drei Viertel geſunken. Der Nieder- 
gang der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie datiert ſeit der Zeit, in der ihre 
Ausfuhr nach Sowjetrußland ins Stocken geriet. Man ift in Polen 
der Anſicht, daß der ruſſiſche Markt infolge des gewaltigen Umbaus, 
den er durch den Fünfjahresplan erfährt, noch auf Jahre hin⸗ 
aus in großem Umfange der Einfuhr ausländiſcher Produkte bedarf, 
an dieſer der Stärkung des Bolſchewismus dienenden Bedarfsdeckung 
Nußlands hofft Polen, nachdem nun mit dem Abfchlug des Nicht- 
angriffspaktes eine politiſche Entſpannung eingetreten ijt, teilnehmen 
zu können, wobei es ſich vor anderen Ländern durch feine geographische 
Lage begünftigt glaubt. Die polnische Cextilinduſtrie hat vor dem 
Kriege den gewaltigen ruſſiſchen Markt mit ihren Erzeugnijlen be- 
liefert; ſie hat nach dem Kriege, als ihr dieſer Markt verloren 
gegangen war, teilweiſe mit Erfolg Erſatz auf fremden Märkten ge⸗ 
Sucht, befindet ſich aber jetzt angeſichts der Schließung diefer Märkte 
und infolge der völligen Serſtörung der polniſchen Kaufkraft in einer 
geradezu hoffnungsloſen Situation, wenn es nicht noch gelingt, den 
ruſliſchen Markt wenigstens teilweiſe zurückzugewinnen. Bisher 
gibt es keinen Handels vertrag zwiſchen Rußland 
und Polen. Der Handel wird ſeit 1927 durch die ruſſiſch-polniſche 
Handelsgeſellſchaft „Sowpoltorg“ beſorgt, die ihren Sitz in 
Worſchan hat und eine Filiale in Moskau unterhält. 


Der Wilna⸗ Konflikt. 


Durch eine Anfrage im engliſchen Unterhaus wurde bekannt, daß 
wiſchen der litauiſchen und der polniſchen Negie⸗ 
rung Verhandlungen über die Freigabe des Slöfe- 
reiverkehrs auf der Memel stattgefunden haben. Aulaß ju 
dieſen Verhandlungen hat der anſcheinend auch von der Londoner Ne- 
gierung unterſtützte Wunſch engliſcher Firmen gegeben, das von ihnen 
im nordöftlichen Polen gekaufte Holz auf der Memel abzuflößen, anſtatt 
es mit der Bahn um Oſtpreußen herum zur Küſte ju befördern. Von 
den verhandelnden Parteien war über die gegenseitige Fühlungnahme 
Stillſchwejgen bewahrt worden. Nachdem die Angelegenheit nun durth 

ie Anfrage im Unterhaus an die Offentlichkeit gekommen war, ſah ſich 
die litauiſche Regierung veranlaßt, eine Erklärung hierzu abzugeben, 
in der es u. a. heißt, daß Litauen unter den bekannten Bedingungen 


immer bereit geweſen fei, den Verkehr auf der Aiemel freizugeben, 
daß die öffnung der Grenze nach Polen aber eine 
Angelegenheit fei, die eng mit der Wiedergut- 
machung des Litauen durch den Wilnaraub von 
Polen angetanen Unrechts verbunden lei; ſolange 
dieſes Kernproblem der litauiſch-polniſchen Beziehungen nicht geklärt 
ſei, könne die Verkehrsfrage nur in begrenztem Maße erörtert werden. 
Die litauiſche Erklärung iſt im übrigen ſo unklar gehalten, daß 
man ſich über den Stand der Dinge und über die Abſichten der Kownoer 
Regierung kein richtiges Bild machen kann. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß man in Kowno wirklich die Abjicht hat, mit Polen auf irgendeine 
Weiſe, die die Empfindlichkeit der polenfeindlichen Kreiſe des Landes 
nicht allzufehr verletzt, in Fühlung zu kommen; und es iſt möglich, daß 
man die Stage des Memelderkehrs als Ausgangs- 
punkt dieſer Sühlungnahme mit Polen zu benutzen ge⸗ 
denkt, da man ſich in dieſer Frage gegenüber der litauiſchen Öffentlich 
keit mit einem gewiſſen Drucke Englands, des derzeitigen Haupt- 
abnehmers litauiſcher Erzeugniſſe, entſchuldigen könnte. Der 
litauiſche Außenminiſter, Dr. Saunius, hat vor einiger 
Seit einem Kownoer Journalisten gegenüber erklärt, daß ſich die 
litauiſchen Beziehungen zu Polen bis jetzt nicht geändert hätten, doch ſei 
er in dieſer Hinſicht nicht pefſimiſtiſch. Weiter hat Dr. Zaunius 
— einer Information der „Königsberger Allgemeinen Zeitung“ zufolge — 
ſeine Bereitwilligkeit zu Wirtſchaftsverhandlungen 
mit Polen erklärt. Auch daß der litauiſche Seneral⸗ 
ſtabschef kürzlich einen Beſuch in Paris gemacht und 
dabei im franzöſiſchen Kriegsminiſterium vor allem mit dem maßgebenden 
Mann des franzöſiſchen Generalſtabs, dem General Weygand, Be- 
ſprechungen gehabt hat und mit dem Kreuz der Ehrenlegion (0 aus- 
gezeichnet worden iſt. deutet darauf hin, daß man in Kowno mit dem 
Gedanken einer litauiſch-polniſchen Verſtändigung 
jpielt, die Deutſchlands Stellung im Oſten ganz weſentlich erſchweren 
würde, da fie ſich über kurz oder lang dahin auswirken müßte, daß 
Litauen als felbftändiger Faktor aus dem Kräfte 
Jpiel vor Deutſchlands Oſtgrenzen verſchindet und 
völlig in der polniſchen Machtſphäre aufgeht. Wenn 
nämlich dieſer 2-Millionen-Staat überhaupt eine eigene Nolle in der 
oſteuropäiſchen Politik zu ſpielen vermag, dann nur dank der Tat- 
ſache, daß er zwiſchen Deutjchland und Polen ſteht und ſtändig dem 
einen mit dem anderen drohen kann. ö 
Man ſcheint das auch in Kowno noch nicht gan; vergeſſen zu haben. 
Der offiziöſe „Lietuvos Aidas“, der in letzter Zeit ſelber wiederholt 
die Möglichkeit einer Verſtändigung mit Polen angedeutet hatte, hält 
es jetzt anſcheinend doch wieder für angebracht, in der polniſchen Frage 
zum Rückzug zu blasen; er brachte am 18. Dezember eine programma⸗ 
tiſche Erklärung zur Wilnafrage, in der er ſich wieder ſcharf gegen 
die polniſchen Anſprüche wandte: Es fei nicht richtig, heißt es da, daß 
Polen bis zum Tage der Wilnabeſetzung gute Beziehungen zu Litauen 
unterhalten habe; Polen habe im Gegenteil von Anfang 
au gegen die Gründung des (wie wir hinzufügen wollen: von 
Deutſchland geſchaſfenen) litauiſchen Staates gekämpft, 
und es habe ſich bemüht, die Anerkennung Litauens zu hintertreiben. 
Es habe das Wilnaer Gebiet befett, um Litauen zu 
einer Union mit Polen zu zwingen. Aber Litauen werde 
mit Polen nie zuſammenkommen. wenn nicht der Vertrag von Suwalki 
verwirklicht und Wilna au Litauen zurückgegeben werde. Litauen habe 
den Beſchluß der Botſchafterkonferenz niemals anerkannt, und es 
ſtehe nach wie vor auf dem Standpunkt des Vertrages von Suwalkl. 


Anträge auf Arkunden⸗ Herausgabe nur bis 31. ds. Mts. 


Verdrängte, beachtet die Catlache, daß Ihr Eure Urkunden aus 
allen erledigten Entjchädigungsakten zurückfordern könnt, daß aber 


die Anträge bis zum 31. d. M. beim früheren Neichseulſchädigunge⸗ 
amt ſein müſſen. (Vergl. den Artikel auf S. 624.) 
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Beiträge zur Grenzreviſion. 


Naudeau und der anonyme Profeſſor. 

Der offiziöſe „Lietuvos Aidas“ brachte am IJ. Dezember 
unter der Überſchrift „Das Memelgebiet als Cauſchobjekt 
für die Deutſchen“ eine Unterredung des frauzöſiſchen Jour- 
naliſten L. Naudeau mit einem anonymen (ö) Leipziger Profeſſor 
über die Memelfrage, in der der Leipziger Profeffor ſich auf den 
Standpunkt geſtellt haben joll, daß das Memelgebiet nur ein Cauſch- 
objekt für den Danziger Korridor wäre. (Die Unterhaltung ſelbſt iſt 
in der „Illustration“ Nr. 4680 erschienen.) Ju diefem Standpunkt 
des Leipziger Profeſſors nimmt der „Lietuvos Aidas“ folgendermaßen 
Stellung: Sür die Deutſchen iſt alſo das Memelgebiet bloß dazu da, 
um als Tauſchobjekt gegen den Danziger Korridor zu dienen. Sie 
würden ſogar mit guten Augen die Polen in Memel ſehen. Nun 
find die „Getreuen“ (gemeint ſind die Memelländer) für das Vater⸗ 
land nur Tauſchobjekte. Ebenfo wie ein Bauer ein Schwein füttert, 
damit er es ſpäter ſchlachten und zu einem guten Preiſe verkaufen 
kaun, Jo wird auch jenjeits der Memel gehandelt, um Memel nachher 
an die Polen zu verkaufen. Ein Unterſchied beſteht nur darin, daß 
der Bauer ehrlich iſt und dem Schwein nichts von brüderlicher Treue 
und Liebe bis zum Grabe verſpricht. Und nun jollen die „treuen 
Memelländer“ wiſſen, daß ſie gefüttert werden, damit ſie gegen 
Danzig verkauft werden können. Oder vielleicht auch wollen die 
Memelländer mit guten Augen die Polen in Memel ſehen? Aber 
dann könnten fie Abſchied nehmen von ihrem Recht der Autonomie 
und fie Könnten ſich ſchnellſtens vorbereiten, treue Diener Polens zu 
werden, denn man weiß ja, daß die Polen nicht gern mit ihrer 
Autonomie zu ſpielen lieben und auch etwas Derartiges nicht gerne 
gewähren. Die Herren Gubba, Dreßler und alle ihre Anhäuger — 
für die wäre es vielleicht ſchon an der Seit, die polniſche Sprache zu 
erlernen, denn die Polen werden mit ihnen nicht deutſch ſprechen, wie 
es die Litauer tun. Auch den politiſchen Laden mit dem Landtag und 
anderem Autonomieſpielzeug wird man liquidieren müſſen, denn die 
Polen lieben und dulden derartige Sächelchen nicht. — Zunächjt wäre 
es einmal intereſſant, den Namen dieſes angeblichen Leipziger 
Profejfors zu erfahren. Darüber ſagt aber weder der Sranzoſe 
Naudeau eiwas, noch weiß ihn der „Lietuvos Aidas“ mitzuteilen. Das 
Sanze hat von vornherein das Ausſehen einer bewußten 
Sälſchung, die dazu beſtimmt if, die Litauer gegen Deutschland 
aufzuhetzen und die Memelländer an Deutſchland irrezumachen. Man 
erinnert ſich, wenn man den Ulnſinn lieſt, daran, daß Frankreich in 
Kowuo eine große Summe für die antideutſche und polenfreuudliche 
Propaganda bereitgeſtellt hat. 


Poljakojfs engliſche Sorgen. 


Der „Iluſtr. Kurj. Codz.“ veröffentlichte am 12. Dezember 
einen Londouer Brief des bekannten polniſchen Propagandiſten, des 
rufliſchen Juden Poljakoff, der unter dem Namen „Augur“ 
ſchreibt, über die Korridorfrage. Einleitend bemerkt die Redaktion, 
der von Augur mitgeteilte neue Plan zur Löſung des Problems be- 
weile, daß die deutſche Propaganda es verſtanden habe, in einigen 
eugliſchen politiſchen Kreiſen günſtige Stimmungen für ſich zu ſchaffen. 
Die engliſche ſogen. radikale öffentliche Meinung 
ſuche immer wieder nach Mitteln, um die Sorde run 
gen Berlins bezüglich einer Anderung der deutſch⸗ 
poluiſchen Grenze in dieſer oder jener Weiſe zu 
erfüllen. Andererſeits ſeien auch dieſe Kreiſe infolge der einheit⸗ 
lichen polniſchen Front ſich darüber klar, daß die Gewinnung Pon- 
merelleus auf friedlichem Wege unmöglich ſei. Daher denke mau an 
die Suternationalijlierung Pommerellens; aber auch 
fie ſei für Polen undiskutabel. Der Korridor behindere den Durch- 
gaugsverkehr vom Reich nach Oſtpreußen nicht (I), auch deutjche 
Miſitärtransporte verkehrten häufig und ohne Formalitäten (I) durch 
Pommerellen. Der von Augur mitgeteilte Plan ijt, wie 
er ſchreibt, kürzlich in einem kleinen Kreise in London erörtert worden, 
der aus Perſoueu beſtand, die au der Löſung des Korridorproblems 
im deutſchen Sinne beſonders intereſſiert ſind. Augur hatte ebenfalls 
eine Einladung erhalten, und man erklärte ihm, es handle lich nicht 
darum, den Korridor Deutſchland zuzuerkennen. Die ethnographiſchen 
und hiſtoriſchen Rechte Polens auf Pommerellen würden zwar nicht be- 
zweifelt (I), aber die Forderungen Deutſchlands feien 
berechtigt. Um ſie wenigſtens zum Teil zu erfüllen, werde es ge- 
nligen, den Küſtenſtrich und das Gebiet der heuti- 

en Sreien Stadt Danzig Deutſchland ein zuver- 
eiben. So werde ein neuer. neutraler Staat geſchaffen, den 
man vom Völkerbund verwalten laſſen müßte. Die Verwaltung dieſes 
Staates könnte nach dem Vorbild des Saargebiets or- 
ganiſiert ſein. Deutſchland werde dann nicht mehr darüber klagen 
können, daß polniſches Gebiet es von Oſtpreußen trenne (12). Augur 
jügt hinzu, es ſei ihm nicht ſchwergefallen, die Unſinnigkeit dieſes 
Plaues lächerlich zu machen. Mau müßte, meint er, mit einer neuen 
Cutwicklung der Dinge im engliſchen Feuer rechnen. Nach Schluß 
der Diskujlion über die Abrüſtung müjfe die deutſche Aktion gegen 
Polen an Stärke zunehmen. Mau werde in England.einen 
Kompromiß zu finden ſuchen aus Furcht vor einem 
e mit dem, wie Polfakoff meint, Berlin ſtändig 
roho. 


Das „geraubte Breslau“. 


Im „Briefkasten“ des konfervativen „Dyiennik Poznanfhi“ 
finden wir, Jo ſchreibt das „Poſener Tageblatt“, folgende ergötzliche 
Entgegnung auf Anfrage aus dem Leſerkreiſe: „Herrn Karol Duni, 
Ihr Vorſchlag (nämlich die „Breslauer Straße“ in Poſen umzu⸗ 
taufen) mag vielleicht gut ſein, doch iſt ſeine Durchführung zurzeit nicht 
geboten. Sie vergeſſen, daß Breslau eine polniſche 
Stadt war und ift, die uns durch die Deutſchen ge- 
raubt wurde. Die Beibehaltung des Straßennamens iſt gewiffer- 
maßen ein Symbol, daß wir auf unſer Eigentum nie und nimmer ver- 
zichten werden.“ — Herrn Dunin ſcheint das patriotiſche Herz vor 
Schmerz zu platzen, daß es in Poſen immer noch eine Breslauer 
Straße gibt, und bei dieſer Gelegenheit erfahren wir eine gam neue 
hiſtoriſche Weisheit. Ein Glück für die böſen Deutſchen, daß der 
„Dzienuik Poznanſki“ auf Glogau, Wien und Berlin verzichtet zu 
haben ſcheint Jonſt würde man doch wohl den betreffenden Straßen 
die früheren Namen Glogauer, Wiener und Berliner Straße belaſſen 
haben, als Symbol, daß der „Dziennik Pomanſki“ auf dieſes ſein 
Eigentum nie und nimmer verzichten wird. Nun brauchen Deutjch=- 
land und Öfterreich wenigftens für diefe Städte nicht mehr zu er⸗ 
zittern. Dagegen ſcheint man in der ulica Pocztowa noch nicht auf die 
Schweiz, ja ſogar auf Venedig verzichtet zu haben, denn es gibt in 
Posen immer noch eine wlica Szwajcarſka und eine ul. Wenecjanjka. 
Der „Driennik Poznauſki“ laſſe ſich belehren, daß Breslau, bevor es 
nach den ſchleſiſchen Kriegen an Preußen fiel, Öfterreich angehört hat, 
welches es wiederum den Ungarn abgenommen hat. Und ſogar vor 
den Ungarn war es im Beſitze Böhmens, nicht Polens. Einer „diplo= 
matischen Auseinauderſetzung“ ſehen wir mit Intereſſe entgegen. 


Swiſchen Berlin und Warſchau. 


Der „Kurjer Pozuanſki“ kritisierte die Sparmaßnahmen 
der polnischen Regierung in den ehemals preußiſchen Gebieten, in 
denen die Angleichung an Kongreßpolen auf die Weiſe 
betrieben werde, daß alle muſterhaften Einrichtungen, 
die die vreußiſche Verwaltung ſchuf, allmählich ab⸗ 
gebaut werden. Die wirtfchaftlichen, kulturellen und völkiſchen 
Intereſſen dieſer Sebiete werden nach Meinung des „Kurjer 
Pozuanſki“, der Jonft nicht deutſchfeindlich genug ſchreiben kann, von 
der Warſchauer Regierung mit Süßen getreten. Bei ſeiner Kritik 
eutſchlüpfkt dem Blatt ein Eingeltäudnis, das feſtgehalten zu werden 
verdient. Es ſchreibt: „Die preußiſche Regierung hat 
bekanntlich den Städten und Städtchen in Poſen 
und Weſtpreußen beſondere Fürſorge gewidmet, in⸗ 
dem ſie von der Vorausſetzung ausging, daß, das in dieſe arbeitfamen 
Gebiete geſteikte Kapital ſich reichlich verzinſe. Vor allem machte 
man ſich an die Verbeſferuug der Wege; der Bromberger 
Kaual, Chauſſeen und Siſeubahnen wurden ge⸗ 
baut. In größeren und mittleren, Jpäter ſogar in kleineren Städlen 
wurden Sarniſonen untergebracht, Amter und Staats- 
injtitute errichtet. Gnejen zun Beispiel erhielt außer einer 
Särniſon und verſchiedenen Schulen die bekannte große Heilanſtalt in 
Oziekanka. Beſondere Zürjorge wurde den kleinen und ganz kleinen 
Städten gewidmet. Suin, Neutomiſchel, Adelnau wurden Sitz vou 
Kreisbehördeu, in Exin, Nogaſen und Koſchmin wurden 
Lehrerſeminare errichtet, in Bartſchin, Croue a. B., Witkowo, 
Pinne und vielen anderen Städtchen wurden Schulinſpektorate, 
Bürgerſchulen, landwirtſchaftliche Schulen und 
dergleichen geſchaffen. Dieſe Anftrengungen, obwohl 
zu Germanifierungszwecken geplant, übten einen 
günftigen Einfluß auf die wirtſchaftlichen Ver- 
hältuliſſe unferer Städte und Städtchen aus, wo⸗ 
raus unzweifelhaft auch die polniſche Bevölkerung 
Nutzen jog, überwiegend zwar nur mittelbar, denn unmittelbar 
wurde für fie ſelbſt, obwohl fie Steuern zahlte, grundſätzlich nichts ge⸗ 
tan.“ (7) — Das „Posener Tageblatt“ ſchreibt zu dieſer bemerkens⸗ 
werten Äußerung des „Kurjer“: „Die letzte Behauptung, daß für die 
poluiſche Bevölkerung grundſätzlich nichts getan wurde, iſt mit den 
geſchichtlichen Catſachen nicht vereinbar, gehört aber zur gegueriſchen 
Kampfmethode und Joll in dieſem Falle die unfreiwillig geſpendete Anz 
erkennung abſchwächen. Der kulturelle Hochſtand der Bevölkerung 
Weftpolens it das Werk der preußiſchen Schulverwaltung. Hier gab 
es bis zum Weltkriege überhaupt keine Analphabeten, während in 
Galizien und Kougreßpolen der Prozentſatz der Analphabeten 50 v. H. 
der Bevölkerung überſchritt. Die Germauiſierungspolitik, die be⸗ 
ſonders in ihren den unteren Organen zur Laſt fallenden vereinzelten 
Ausiwüchjen von jedem rechtlichen Deutschen verurteilt wird, vollzog 
lich im allgemeinen ohne alle wirtſchaftlichen und perjönlichen Härten. 
Sin lar ker polniſcher Mittelſtand wuchs zu preu⸗ 
ßiſcher Zeit empor. Selbſt die ſtaatliche Auſied⸗ 
lungstätigkeit hat nicht verhindert, daß der laud⸗ 
würtſchaftliche Srundbeſitz in polniſcher Hand zu⸗ 
u ah m. Sind doch polniſchen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften, obwohl ihre unfreundliche Einstellung zum Staate bekannt 
war, zu denfelben günftigen Bedingungen wie den 
deutſch⸗ bürgerlichen Inſtituten Darlehen aus 
preußiſchen Negierungskaſſen tzewährt worden.““ 
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Die letzle Nummer 


in dieſem Jahre geht hiermit unſern Leſern ju. Wir bitten dringend, 
daf diejenigen, die unfer „Oftland“ für das erſte Vierteljahr 1933 
noch nicht neu beſtellt haben, dies unverzüglich ju tun. 

Ferner bitten wir Mitglicder und Ortsgruppen, ſich für die 
Weiter verbreitung des „Oſtlaud“ beim Jahreswechſel tatkräftig ein⸗ 
zuſetſen. Wer Bezieher für das „Oftland“ werben hilft, ſtärkt deſſen 
Einfluß als Kampfblatt für den Offen. Wir gehen Zeiten. entgegen, 


die von größter Entſcheidung für die Zukunft unferes Oftens und da 
mit auch des Vaterlandes find. Fur Vorbereitung der wünfchens- 
werten Löſung der Oftfragen iſt Aufklärung in den weiteſten Kreiſen 
nötig. Dieſe Aufklärung verbreitet das „Oſtland“. Darum nützt dem 
Often und dem Vaterland, wer zur Verbreitung des „Oſtlaud“ bei- 
trägt. Der Bezugspreis beträgt für das wöchentlich 12—1 Seiten 
ſtark erſcheinende „Oftland“ nur 1,50 AM. im Vierteljahr. 


Bon | der Oflfiedlung, 


von Schleicher über die Oftjiedlung. 


Reichskanzler von Schleicher hat in feiner Nundkunkrede vom 
16. Dezember, in der er ſein Regierungsprogramm entwickelte, u. a. 
über die Siedlungspläne des derzeitigen Kabinetts folgendes gejagt: 

„Mit der Frage der Arbeltsbeſchaffung hängt die 
Siedlung eng zufammen. Über die Notwendigkeit, zu ſiedeln, und zwar 
jo ſchnell und ſo viel wie möglich, ſind wir uns alle einig. Aber wir 
wollen uns nichts vormachen. Mit dem Vollbringen des Guten hat 
es bislang arg gehapert. Gerade auch als Wehrminiſter 
muß ich auf Befiedlung unferer Oftmark den 

rößten Wert legen. Um in der Siedlungsfrage zukünftig 
Tihneller vorwärtszukgmmen, ilt innerhalb des Neſchskabinetts dem 
Reichskanzler und in Jeiner Vertretung dem Neichskommiſſar 
für die Arbeitsbeſchaffung ein beſonderer Sin⸗ 
fluß auf das Siedlungsweſen eingeräumt. Für das 
Jahr 1033 find zunächſt 50 Mill. M. für die Siedlung 
im Haushaltsplan bereitgeſtellt worden, und weitere 
50 Mill. M. werden unter Mitwirkung der Neichs⸗ 
bank vorfingnziert. In den Landbezirken Oſtpreußen, Grenzmark, 
Pommern und Mecklenburg wird der Siedlung folgendes Land zu- 
geführt werden: In Ostpreußen etwa 80000 Morgen, in der 
Srenzmark etwa joo odo Morgen, in Pommern etwa 280 000 
Morgen, in den beiden Mecklenburg etwa 120 ooo Morgen.“ (Wie 
in Ergänzung der Ausführungen des Kanzlers mitgeteilt wird, ſoll 
außer in den vom Kanzler genannten Siedlungsgebieten Ostpreußen, 
Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, Pommern und den beiden Mecklen⸗ 
burg auch in anderen Gebieten Deutſchlands, insbeſondere in den 
beiden Schleſien gejiedelt worden. Für die beiden Schleien 
kommen donach etwa 200 cod Morgen in Trage, fo daß das inssefamt 
zu beſiedelnde Gebiet in Deutſchland auf etwa 800 doo Morgen 
geſchätzt wird.) 

„Es iſt damit zu rechnen, daß ſich dieſe Zahlen in der weiteren 
Abwicklung des Ofthilfeverfahrens, die aufs äußerſte beſchleunigt 
werden wird, noch ſehr erheblich erhöhen werden.“ Der Kanzler wies 
Jodann auf die Gefahren hin, die jeder Siedlung durch den Cief⸗ 
ftand der Preiſe der Veredelungs produkte drohten, 
und betonte, daß die Reichsregierung bereits durch den Nenten- 
jenkungs-Erlaß geholfen habe und durch weitere Maßnahmen die Not- 
lage der Siedler zu lindern verſuchen werde. „Der tiefere 
Grund für die Not Deutſchlands und der Welt 
liegt darin, daß zu viel Menſchen die Berbin- 
dung mit dem Boden verloren haben, in Großſtädten 
zuſammengeballt leben und damit von jeder Wirtſchaftsveränderung 
ſtärker getroffen werden als der Mann auf eigener Scholle. Es wird 
der Arbeit einer Generation bedürfen, die Fehler dieſer Entwicklung 
auszugleichen.“ Der Kanzler forderte in dieſem Zuſammenhange die 
kärkere Ausnutzung des dünn bevölkerten Oftens, 
ein Auflockern der Großftädte und ein Seßhaft⸗ 
machen eines möglichſt großen Teiles auch der 
ſtädtiſchen Arbeiterſchaft im Sinne füdweſtdeut⸗ 
ſcher Bevölkerungsſtruktur. 

Das ift ein Programm. Programme haben wir in den letzten 
34 Jahren ſchon viele gehört. Auf ihre Durchführung aber haben 
wir bisher in der Negel vergebens gewartet. Das Programm des 
derzeitigen Kanzlers enthält im Abſchnitt „Siedlung“ ein erfreulich 
klares Bekenntnis zum Oſten. Weit weniger klar ſind 
dagegen die Ausführungen des Kanzlers zu den handelspolitiſchen 
Fragen, deren Löſung die Vorausſetzung zu einer erfolgreichen Durch- 
führung der Siedlung darſtellt. Der Kanzler hat zwar gejagt, daß, 
aber er hat vorerſt noch nicht gejagt, wie er die Schwierigkeiten zu 


beſeitigen gedenkt, die von verſchiedenen, auch ihm naheſtehenden 
Seiten dem Siedlungswerk bereitet werden. Er hat hierüber geſagt: 
„Die Reichsregierung wird bei dem Aufbau des Agrarſchutzes die von 
den vorhergehenden Regierungen eingeleiteten Maßnahmen fortſetzen 
und ausbauen. Sobald hier die handelspolitiſchen Schwierigkeiten 
fortfallen und weſentliche Erleichterungen eintreten, wird die Reichs- 
regierung von ihrer Jollautonomie im öntereſſe der Landwirtſchaft 
in dem erforderlichen Ausmaße Gebrauch machen. Außerdem wird 
fie der übermäßigen Einfuhr einzelner Waren auf dem bandelspoli= 
tiſchen, jeweils geeigneten Wege entgegenwirken.“ 
Siedlungsausſchuß der Neichs regierung. 

Im „Reichsanzeiger“ vom 16. Dezember wird eine Verord⸗ 
nung des Neichspräſidenten über Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsbeſchaffung und der ländlichen Siedlung veröffentlicht. Art. 
dieſer Verordnung lautet: „Um die Vereinbeitlichung der 
Aufgaben der ländlichen Siedlung ſicherzuſtellen, ſetzt 
der Reichskanzler bei dem Neichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft einen Ausſchuß aus Mitgliedern der Reichs 
regierung ein, deſſen Beſchlußfaſſung der Neichsminiſter für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft bei grundſätzlichen Entſcheidungen, ins⸗ 
beſondere über die Aufſtellung von Nichtlinien und über deren Durch- 
führung, einzuholen hat. Ver Reichskanzler kann den Vorſitz des 
Ausſchuſſes ſelbſt übernehmen. Seine Vertretung ſteht dem Reichs 
kommiſſar für Arbeitsbeſchaffung zu.““ 

Senkung der Siedlerrenten? 

Der Siedlungsausſchuß des Reichstages hat am 20. Dezember mit 
den Stimmen der Nationalſozialiſten, der Sozialdemokraten, der Kom- 
muniften, des Vollesdienſtes und zwei dautfchnationaler Stimmen gegen 
eine deutſchnationale Stimme, ſowie gegen die Stimmen des Zentrums 
und der Bayr. Volkspartei einen Antrag auf Senkung der Siedler⸗ 
renten angenommen. Der Antrag hat folgenden Wortlaut: „Die 
Renten der mit Reichsmitteln angeſetzten Sied- 
ler werden mit Wir kung vom 1. Juli 1932 von 5 vo. H. 
auf 3 v. H. herabgeſett. Die Herabſetzung wird vorläufig 
auf zwei Jahre befriſtet. Für die mit Ländermitteln ange» 
ſetzten Siedler iſt eine gleiche Regelung anzuſtreben. In allen Härte» 
fällen find die zuſtändigen Stellen (n Preußen die Kulturämter) zu 
ermächtigen, weitere Hilfsmaßnahmen durchzuführen. Sämtliche nach 
der Inflation entjtandenen Siedlungen einſchließlich der Roggen und 
Flüchtlingsſiedlungen lind ſofort auf die Höhe der Renten und ihre 
Tragfähigkeit nachzuprüfen. Das Ergebnis der Prüfung iſt dem 
Reichstag vorzulegen.“ 

* 


Die Arbeitsgemeinſchaft der privaten Siedlungsunternehmen 
2. V. in Berlin hielt am 15. Dezember ihre große Wintertagung und 
Herbjiverfammlung ab, an der auch die Siedlungsgeſellſchaft 
Deutſcher Oſtbund teilnahm. Unter anderen ſprach auf der 
Tagung der frühere Staatskommiſſar für die Oſtpreußenhilfe, Land⸗ 
rat Nönneburg, der über die mancherlei Behinderungen, die dem 
Siedlungswerk bereitet werden, und über die Möglichkeiten einer Ver⸗ 
billigung der Siedlung und einer Erleichterung des Siedlungsverfah⸗ 
rens ſprach. Der Leiter der Jungbauern- und Siedlerſchule Irrſingen, 
Hiltmann, berichtete über den Einſatz des Freiwilligen Arbeits- 
dienſtes für die landwirtſchaftliche Siedlung, wobei er ſich für eine ver⸗ 
ſtärkte Heranziehung der Jungbauern, erwerbsloſen Landarbeiter und 
ländlichen Handwerker zum F. A. O. und für eine Verlängerung der 
Arbeitsdienſtzeit für Siedlungsanwärter auf 40 Wochen einſetzte. Die 
Notwendigkeit der großen koloniſatoriſchen Arbeit wurde in der fol 
genden Ausſprache allgemein anerkannt. 


— — 
5 Entſchädigungsweſe >= 


6 ige Reichsſchuldbuchforderungen. 


Wie zu erwarten war, haben ſich die Kurſe der Reichsſchuldbuch⸗ 
forderungen in den letzten Wochen gut gehalten. Während die Kurſe 
der anderen Wertpapiere größeren Schwankungen unterworfen waren, 
haben die Kurſe der Schuldbuch forderungen ihren Stand behaupten 
können. Die Entwicklung der Kurſe der Neichsſchuldbuchforderungen 
wird in den maßgebenden Kreisen weiterhin günjtig beurteilt, jo daß 


unter Umſtänden in der nächſten Seit eine höhere Bewertung der 
Neichsſchuldbuchforderungen eintreten kann. 


Am 20. d. M. hörten wir folgende unverbindliche Verkaufskurſe: 
TI 


I 1 I 
1933 .... 90 ½ v. H. 9 v. H. 1030 .. . 78 v. H. 76% v. H. 
1934. . 95 „ 93 „ 1940 77 „ 75 „ 
1935. . 0% „ 89 „ 1041... . 75 „ 74 9 
196 . 86% „ 84 % „ 1942. 74% „ 12 „ 
1957 . 82 „ 81 „ 1945. 74½ „ 73% „ 
1938 80 719 „ 1944-48 73% „ 75 „ 


Be 55 
Wie deraufbauzuſchläge 1944/45 34 v. H., 1946—48 35 v. H. 
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— Auſwertungsfragen.— 


Hinferlegte Gelder werden nicht aufgewertet. 

Vor einiger Seit halten ſich Berliner Gerichte in zwei Injtanzen 
mit der Frage zu beſchäftigen, ob der preußiſche Staat zur Aufwertung 
von Geldbeträgen, die bei Staatlichen Hinterlegungsſtellen in Preußen 
deponiert worden ſind, verpflichtet ſei. Die erſte Inſtanz hatte dieſe 
Frage verneint, während die zweite Inſtanz ſich für eine Auf 
wertungspflicht, des preußiſchen Staates ausgeſprochen hatte. Auf 
die Neviſion des preußiſchen Staates hin hat jetzt das Reichs 
gericht das zweitiuſtauzliche Urteil aufgehoben und endgültig feſt⸗ 
geſtollt doß hinterlegte Heldbelräge uicht der Aufwertung unterliegen. 


— Bundes nachricht. — 
Ein frohes Weihnachtsfeſt 


wünſchen wir allen unseren Leſern und Leſerinnen, Mitarbeitern, 
Freunden und Förderern. Möge an diefem Seft der Liebe auch in 
das Heim derer, die alt und krank, erwerbslos und erwerbsunfähig, 
die von Not und Herzeleid gepeinigt ſind, ein Strahl der Freude und 
des Croſles, des Friedens und neubelebender Zukunftsboffnung dringen! 
In dieſem Sinne allen Mitgliedern der großen Oſtbund-Gemeinſchaft 
und der „Ostland“ - Cejergemeinde, wie auch allen Brüdern und 
Schweſtern in der alten Heimat: geſegnete Seiertagel 
„Oftland“-Inhalts verzeichnis. 

Der heutigen Nummer, der letzten in dieſem Jahre, liegt das In- 
haltsverzeichnis für den Jahrgang 1932 unſerer Wochenschrift „Oſt- 
land“ bei. Es ſpiegelt den reichen Inhalt des Jahrgangs wider 
und zeigt, wieviel von dieſem Inhalt daueruden Werk beſitzt. 
Wir betrachten es als ſelbſtverſtändlich, daß jeder Landesverband und 
jede Ortsgruppe das „Oltland“ Jammelt, um jeden Augenblick ſich 
durch Nachschlagen über wichtige oſtpolitiſche und organſſatoriſche 
Fragen unterrichten zu können, um die Berichte über die eigenen 
Veranſtaltungen im „Oſtland“ für die Dauer aufzubewahren und ge- 
gebenenfalls den alten Jahrgang einzelnen alten und neuen Mit- 
gliedern zu Informationszwecken zur Verfügung jtellen, zu können, 
Es iſt jeder Ortsgruppe, auch wenn ſie noch Jo ſparſam It, möglich, 
die einzelnen „Oftland“- Nummern eines Jahrgangs in einem blauen 
Aktendeckel geheftet aufzubewahren. Es empfiehlt ſich aber. 
natürlich, die verhältnismäßig geringe Ausgabe, die das Einbinden 
verurſacht, uicht zu ſcheuen und den gebundenen Jahrgang der VWicherei 
der Ortsgruppe oder des Landesverbandes, wenn eine ſolche vor- 
handen iſt, einzuverleiben, ihn Jonft aber mit den Akten zuſammen auf⸗ 
zubewahren. Wer das tut, wird immer wieder feine Freude daran 
haben. Blättert man einen Jahrgang durch, Jo ſieht man immer, 
wieder mit überraschung, wie viele wertvolle Beiträge man nicht mehr 
im Kopfe hatte, ein wie reiches Material für Vorträge in den ein- 
zelnen Nummern bzw. Jahrgängen ſteckt, und wie ſie auch bei der 
Ausarbeitung von Aufſätzen über einzelne wichtige Themen, wie 3. B. 
über die Korridorfrage, über die gewaltjame Entdeutjchungspolitik 
der Polen, über die Schul- und Minderheitenfrage in Polen uſw. 
reichſtes Material geben, das ſonſt kaum auf andere Weile zu er- 
langen iſt. Dazu kommen die vielen oſtmärkiſchen Gedichte, Er- 
zählungen, Erinnerungen, Schilderungen ufw. Die Jufammenſtellung 
des Juhaltsverzeichniſſes Stellt eine große Arbeit, die Herausgabe eine 
nicht unweſentliche finanzielle Belaſtung dar. Wir hoffen, daß Seit 
und Geld dafür nicht umfonjt vertan ſind, ſondern daß außer den 
Büchereien der Miniſterien, der ſouſtigen Neichs-, Staats-, Pro- 
vinzial- und Gemeindebehörden, der Uniderſitäten, der Städte ufw., 
die das „Oſtland“ ſelbſtverſtändlich binden laſſen, nicht nur die 


Landesverbände und Ortsgruppen, ſondern auch recht viele 
Samilien das „Ostland“ Jammeln, jahrgangweiſe 
3ujammen mit dem Inhalts verzeichnis binden 


laſſen und aufbewahren. Kind und Kindeskinder werden 
einmal dankbar ſein, wenn Jie aus jolchen „Oſtland“-Bänden Jpäter 
ſich über Deutſchlands Notzeit und feinen Wiederaufftieg unterrichten 
können. Sufammen mit unſerm Oſtdeutſchen Heimatkalen- 
der geben die einzelnen Jahrgänge unſerer oſtdeutſchen Kampf- und 
Familienzeitſchrift „Oſtland“ in die Entwicklung der Oſtfragen einen 
tiefen Einblick. 

Landesverbände, Ortsgruppen und Mitglieder, die es verabſäumt 
haben, das „Oftland“ zu ſammelu, den letzten Jahrgang aber gern 
aufbewahren möchten, können dieſen, ſoweit der Vorrat reicht, von 
uns ungebunden zum ermäßigten Preiſe von I0 RM., gebunden für 
4,50 N., wozu in beiden Fällen die Poſtgebühr käme, beziehen. 

Die Friſt läuft am 31. d. M. ab 
jür die Einreichung von Ankrägen auf Herausgabe von Urkunden aus 
allen Entjhädigungsakfen 

mit Ausnahme derjenigen Fälle, in denen das Verfahren noch ſchwebt, 
d. h. eine Schlußentſchädigung noch nicht gewährt oder ein rechtsgültig 
gewordener endgültiger Ablehnungsbefcheid noch nicht erieilt ilt, 
ferner mit Ausnahme derjenigen Säle, in denen der Geſchädigle auch 
einen Schadensanſpruch beim Poleuſchädenkommiſſar angemeldel hakte, 
der. die Jonjtigen Entſchädigungsablen dann an ſich herangezogen hat 
und die Akten weiter aufbewahrt. N 
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Vordrucke für dieſe an den Deutſchen Ojtbund in Berlin W 30, 
Motzſtr. 22, zu richtenden Anträge find von uns kostenlos zu haben 
und müflen ſchleunigſt angefordert werden. Nach dem 31. d. M. wer⸗ 
den Aukräge von der Neſtverwaltung für Neichsaufgaben weder von 
den Geſchädigten direkt noch durch uns angenommen. Bleibt in 
einzelnen Sällen keine Zeit mehr zur Anforderung von Vordrucken, 
je bitten wir, den Ankrag auf Urkundenherausgabe ohne Vo r'“ 
drucke schriftlich an uns zu richten, in jedem Falle aber 
wenigftens das Aktenzeichen der Entjehädigungsakten, in der die 
Urkunden ſich befinden, anzugeben. — Die Akten jelbjt werden 
nicht herausgegeben, jondern nur die Urkunden. Dieſe werden 
im Laufe des nach ſten Aou ats dem Autragſteller zugeſandt, Jo⸗ 
bald die ſehr umſtändliche AusJonderung der Urkunden aus den riefigen 


Aktenbergen erfolgt iſt. 
— u 
Aus der Bundesarbeit, —— 


Berfammlungskalender. j f 

Ortsgruppe Berlin-Oft: Weihnachtsfeier au Freitag, 30. 12., abends 
7 Uhr, im Vereinslokal „Köpenicker Hof“. 

Vercin der Deutſchen aus Nakel und Umgegend: Weihnachtsfeier am 
27.12. (3. Weihnachtsfeiertag), 6 Uhr abends, im Logenreſtaurant, 
Charlottenburg, Berliner Str. 61. Gäſte u. Freunde willkommen. 

Ortsgruppe Kaſſel: Weihnachtsfeier aui Mittwoch, d. 28. 12., 4 Uhr, 
im Vereinshaus, Kölnische Str. IT. Unter anderem Erſtaufführung 
des oſtm. Weihnachtsſpiels „Kinderglaube“ v. Georg Janus, 
Kaſſel. Kinderbeſcherung, abends Samilienkränzehen. Eingeführte 
Sälte willkommen. 8 


* 
Landesverband Niederſchleſien. 

Die Ortsgruppe Hirschberg und Umgebung veranſtaltete im Cheater⸗ 
Café eine Adventsfeier. Wie in früheren Jahren, jo war auch diesmal 
der Abend von der Frauengruppe gut vorbereitet. Der Vor- 
fittende, Steuerinſpektor Lange, konnte eine zahlreiche Verſammlung, 
Säfte und Mitglieder, begrüßen. Freund Nikolaus verteilte reichliche 
Gaben. Gedichte und Geſänge von Mitgliedern, ſowie muſikaliſche 
Vorträge der Geſchwiſter Frl. Fuge und Lore MWueller- 
Wendiſſch umrahmten den gut verlaufenen Abend. Eine Verloſung 
beschloß die oſtmärkiſche Seierſtunde. 

Ortsgruppe Sprotfau. In der letzten Monatsverſammlung wurde 
als wichligſter Punkt der Tagesordnung die Kreisſitzfrage be⸗ 
handelt. Der Vorſitzende, Oberſteuerſekretär Brieger, führte u. a. 
folgendes aus: Wohl die unſinnigſten Bestimmungen unter allen Un- 
zünigkeiten des Verzoiller Sciedeusdiktates find die Beſtimmungen 
über die Abtrennung großer deutſcher Oſtgebiete und die Siehung der 
neuen deutschen Oſtgrenze. Wirtſchaftlich und kulturell geschwächt 
durch das. verlorene Hinterland, weiterhin geſchwächt durch die harte 
und laugandauernde Wirtſchaftskriſe, liegen Landwirtſchaft, Induſtrie, 
Gewerbe, Händwerk und Handel danjeder. Die kulturellen Cin 
richtungen ſind vielfach unzureichend und können der Bevölkerung 
nür in beſchränktem Umfange zugeführt werden. So bietet der ganze 
Osten ein Bild des beängſtigenden Niederganges. Wenn man ſich 
die durch die Verordnung des preußischen Staatskommiſſars vom 
1. Auguſt d. 3. verfügte Juſammenlegung einer Anzahl Kreiſe, be- 
Jonders auch im nördlichen Niederſchleſien anſieht, Jo könnte man zu 
der Anſicht kommen, daß die Geſetzgeber die Bedeutung der Probleme 
des deutſchen Oftens für die Geſamtnation noch nicht genügend er- 
kaunt haben. Welch unermeßlicher und nicht wieder gutzumachender 
Schaden iſt durch die Suſammenlegung unſeres Kreises mit dem Kreiſe 
Sagan angerichtet worden! Alte, aufs beſte bewährte Traditionen 
werden über den Haufen geworfen. Wirtſchaftseinheiten, die Jowohl 
geographiſch wie verkehrs- und wirtſchaftspolitiſch eine Einheit waren, 
die nicht zuletzt durch unſeren „Alten Fritz“ in der bisher beſtehenden 
Form 2 len wurden, werden zerrijfen. Der orgauiſch und geo 
graphiſch gegebene Mittelpunkt des Kreiſes, die Stadt Sprottau, wird 
ſchwer geſchädigt. Landwirtſchaft, Induftrie, Handel, Gewerbe und 
Handwerk, wie überhaupt Arbeitgeber und Arbeitnehmer, werden in 
zahlreichen Fällen ihrer Exiſtenz beraubt. Warum? Weil der Geſetz⸗ 
geber glaubt, daß durch die Verwaltungsreform wefſentliche Erſpar⸗ 
niſſe im Staatshaushalt erzielt werden können. Er bedenkt jcheinbat 
dabei aber nicht, daß durch eine vermehrte Reisetätigkeit infolge der 
verlängerten Wege zum Kreisſitz, durch die Einrichtung von Sprech 
tagen und alle ſonſtigen Umftändlichkeiten, die mit dem Aufſuchen der 
jetzt in Sagan befindlichen Kreisbehörden jedem einzelnen, wie auch dem 
Staat ſelber, Aufwendungen entstehen, die eine etwaige Ersparnis auf⸗ 
jehren. Da außerdem die Kreiszuſammenlegung hier, wie auch an allen 
davon betroffenen Kreisorten eine weitgehende Veränderung der Kreis“ 
bevölkerung hervorgerufen hat, die ſich bei uns ſogar in einer heftigen 
Befehdung der Städte Sprottau und Sagan auswirkt, wir aber bei 
der an ſich ſchon ſtarken parteipolitiſchen Zerriſſenheit des Volkes 
nicht auch noch eine Jolche wirtſchaftspolitiſcher Art brauchen können, 
gibt es nur eine Forderung, und die iſt, Aufhebung der Verordnung 
vom J. August 1932 mit allen bisher ergangenen Nebenverordnungen 
und Wiederherſtellung des alten Zultandes wie vor dem 1. Auguſt. 
Der Redner verlas ſchließlich nachſtehende Sntſchließung: „Die 
im Deutſchen Ojtbund vereinigten Oſtmärker des Kreiſes und der 
Stadt Sprottau, einig im Wollen mit der geſamten Einwohnerſchaft 
des Kreifes, fordern Wiedergutmachung des durch die Kreiszuſammen⸗ 
legung dem Kreiſe Sprottau zugefügten Unrechts. Sie Jind ſich daria 
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einig, daß nur eine Wiederherſtellung des alten Zujtandes wie vor 
dem J. Auguſt für alle aufgelöſten und juſammengelegten Kreiſe dahin 
führen kann, den Jo bitter notwendigen Kampf für die Erhal.ung des 
deutſchen Oftens wirkſam zu geſtalten. Wir fordern daher Aufhebung 
der Verordnung vom 1. Auguſt 1932 mit allen ihren Nebenverord- 
nungen.“ ! 

Die Frauengruppe Slogan konnte am 12. Oktober auf ihr ein- 
jähriges Beſtehen zurückblicken. Das Stiſtungsfeſt, welches an dieſem 
Tage in den Räumen der Plantage, verbunden mit Ciſchbannerweihe, 
gefeiert wurde, eröffnete die J. Vorſitzende, Frau Greulich, mit 
einem herzlichen Willkommen; ſie führte den zahlreich) Verſammelten 
die Ziele und den Zweck des Bundes vor Augen und ſchloß mit dem 
Wunſche, daß das Land, was unſer einſt ward, auch bald wieder unſer 
fein möge. Hierauf folgten ein von Frl. Sucher vorgetragener 
Prolog und die Weihe des Ciſchbanners. Der 1. Vorſitzende der 
Ortsgruppe, Herr Oberjuſtizinſpektor Lenz; hielt hierzu die Weihe⸗ 
rede. Das Deutjchlandlied beſchloß den Weiheakt. Während des 
gemütlichen Teils wurden ein Singspiel von Frl. Sucker und Frl. 
Beyer vorgetragen. Frau Wenzel erfreute die Auweſenden durch 
humorvolle Gedichte in ſchleſiſcher Mundart. 


Landesverband Sachſen⸗ Anhalt. 


Die Ortsgruppe Wittenberg beging am 3. Dezember in Balzers 
kleinem Saal ihre von der Frauengruppe vorbereitete, äußerſt gut be⸗ 
juchte Adventsfeier. Nachdem der Vorſitzende, Kaufmann Otto 
Buchmann die Anweſenden begrüßt, der unter Verſailles be- 
ſonders leidenden Volksgenoſſen in den uns entriſſenen Gebieten 
gedacht und der Hoffnung auf ihre baldige Befreiung Ausdruck 
gegeben hatte, wurde gemeinſam ein Weihnachtslied geſungen. Unter 
Leltung von Frl. Menzel führten acht Mädelchen einen hübſchen, 
von Frau Brofft einſtudierten Weihnachtsreigen auf. Sur Be⸗— 
Belohnung verteilte Sankt Nikolaus Spielſachen an die mitwirkende 
kleine Geſellſchaft. — Unter den 
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den Anfjtand der preußiſchen Stände gegen den Nitterorden im Jahre 
1454 zurückzuführen. Auf die polniſche Zeit, die aus dem ehemals 
in hoher Blüte ſtehenden Lande eine Wüjtenei gemacht hatte, folgte 
nach den Teilungen Polens die Wiedervereinigung mit dem deulſchen 
Mutterlande und die Wiederherſtellung der Ordnung durch Friedrich 
den Großen, und zwar in Jo gründlicher Weiſe, daß es Napoleon 1897 
nicht wagte, dieſe zeiiweiſe unter polniſcher Herrſchaft geweſenen 
Gebiete dem neugegründelen Herzogtum Warſchau anzugliedern. Erſt 
dem auf gefälſchten Unterlagen beruhenden Verſailler Diktat blieb 
es vorbehalten, im deutſchen Oſten einen Suſtand zu ſchaffen, der jeder 
Vernunft und Gerechtigkeit Hohn ſpricht. Zum Schluſſe ſeiner in- 
tereſſanten Ausführungen verlas Herr Prof. Dr. Schrader einen Brief 
des Oberbürgermeiſters Dr. Salge aus Cilſit, der als gebürtiger 
Ravensberger heute im äußerſten Nordojten Deu.Schlands auf vor- 
geſchobenem Posten ſteht, und der durch die Navensberger Blätter 
von der Veranſtaltung gehört hatte. Dr. Salge ſpricht in dieſem 
Briefe u. a. die dringende Bitte aus, das gefährdete Deutſchtum im 
Oſten und insbeſondere das Memelland nicht zu vergeſſen. Das wurde 
ihm durch ein Telegramm zugeſichert. Mit feinem Empfinden vor- 
getragene Lieder des Quartetts des hieſigen Polizeibeamten 
Geſaug vereins und Gedichtvorträge von Mitgliedern des Oſt- 
bundes gaben der Veranſtaltung einen würdigen Rahmen. Wir 
können dieſen gut gelungenen, von nationalem Schwunge getragenen 
Abend als einen vollen Erfolg unſerer Oſtbundarbeit buchen. Ein 
gemütliches Beiſammenſein vereinte anſchließend die Mitglieder und 
einen Teil der Gäfte aus dem Vortrage in unſerem Vereinslokal. 
Geſangsvorträge, Anekdoten und Vorträge über kleine Begebenheiten 
aus der alten Heimat ließen eine prächtige Stimmung innerer Ver- 
bundenheit aufkommen. Als neues vielverſprechendes Talent auf dem 
Gebiete der heimatlichen Vortragskunſt entdeckten wir an dieſem 
Abend zu unſerer Freude unſern Landsmann Hundsdorff. — 
Auch unſer Vereinsabend im November, der zahlreiche Gäſte bei uns 

ſah, war bejtens gelungen. Nedak- 


neuen Nitgliedern befand ſich 
Pfarrer i. R. Angermaun, der 
aus Alerſeburg nach Wittenberg 
übergefiedelt ij. In feiner 'Sejt- 
anſprache gelang es ihm, die ſeeli⸗ 
ſche und gedankliche Verbindung 
mit jedem Zuhörer ju knüpfen. Wie 
der Vortragende ausführle, hat er 
30 Jahre in der Oſtmark als Paſtor 
gewirkt, zuletzt in Bromberg, und 
iſt, obwohl aus Pommern geblirtig. 
durch Arbeit und Neigung ein 
wirklicher Oſtmärker geworden. 
Wie die nationale Front nicht ohne 
begleitende kirchliche Arbeit, ſo ſei 
auch deutſches Volkstum nicht ohne 
kirchliches Leben zu denken. Unſerem 
ganzen deutſchen Volke fei zu wün⸗ 
Ichen, insbeſondere in dieſer furcht⸗ 


teur Hausknecht hielt einen 
Lichtbildervortrag über „Das jchöne 
Schleſien“, der großen Anklang 
fand. Unfer Mitglied, Frau Sa- 
biſch, erfreute uns durch einige 
vorzüglich zu Gehör gebrachte 
Lieder. Die Neubeſetzung und Er- 
gänzung in einigen Vorſtandsämtern 
hatte folgendes Ergebnis: Verwal- 
tungsdirektor Röhrich, der ſchon 
länger in der Vorſtandsarbeit, 
jteht, wurde zum 2. Vorfigenden ge⸗ 
wählt. Er vertritt den nach lauger 
Krankheit leider immer noch nicht 
völlig wiederhergeſtellten J. Vor- 
litzenden, Rektor Salber g. Ciſch⸗ 
lermeiſter Hundsdorff wurde 
zum Beiſitzer, Kreisſparkaſſenbeam- 
ter. Helmut Marx zum Jugend- 


bar ernſten Seit, daß es wirklich 
echte chriſtliche Weihnachten ſeiern 
möge. Nicht nur in der Wirtſchaft 
und der Politik müßten Anderungen erfolgen, ſondern auch ein neues 
Werden der deutſchen Seele fei nötig. Wie die Erwachſenen unter dem 
unleidlichen Drucke der polniſchen Herrſchaft ju leiden hätten, Jo mehr 
noch die Jugend; ſchrecklich ſei der Gedanke, daß Cauſende deutſcher 
Schulkinder ohne jeden deutſchen Unterricht aufwachſen müßten. In den 
uns geraubten Gebieten habe Preußen während feiner Regierung ſprach— 
liche Rückjichten bis zum Außerſten genommen. Dafür nur der eine Be- 
weis, daß bis 1873 die Negierungsamtsblätter in deutſcher und polni- 
ſcher Sprache erschienen find. Wenn Preußen jo germanijiert hätte, wie 
jetzt Polen poloniſiert, wäre vom ganzen Polentum kein Stumpf mehr 
übriggeblieben. Die Abwehr polniſcher Anmaßung müßte Sache des 
ganzen deulſchen Volkes werden. Der Vortragende erntete reichſten 
Beifall. Die Verſammlung blieb noch einige Stunden bei muſikaliſchen 
Vorträgen der Hauskapelle und ernſten und heiteren Vorträgen von 
Mitgliedern beiſammen. a 


Landesverband Hannover- Braunſchweig. 


Ortsgruppe Bielefeld. Am 2. Dezember verauſtaltete die Orts- 
gruppe in der Aula des Sumnaſiums eine Kundgebung für die ent⸗ 
riſſene und bedrängte Oſtmark. Der Leiter der Veranſtaltung, Herr 
Verwaltungsdirektor Nöhrich, begrüßte die zahlreich erſchienenen 
Säfte, alsdann ergriff der Nedner des Abends, Herr Prof. Dr. 
Schrader, das Wort zu ſeinem Vortrage über „Deutſchlands ge- 
ſchichtliches Recht auf den Oſten“. Von hoher wiſſenſchaftlicher 
Warte ſchilderte er das Ringen um die deutſche Oſtmark, das Hin- 
und Herfluten von Deutſchtum und Slaventum im Laufe der Jahr- 
hunderte. Unſer hiſtoriſches Recht auf die verlorenen Oſtgebiete 
gründe ſich vor allem auf die große deutſche Rolonifationsbewegung 
des Mittelalters, während der deutſche Bauer und Handwerker unter 
der Führung weitſchauender Sürſten und des deutſchen Ritterordens - 
den heidniſchen und halb jiviliſierten ſlaviſchen Stämmen jenjeits der 
Elbe das Ehrijtentum und die deutſche Kultur brachten. Damals 
feien auch im weſeutlichen die deutſchen Oſtgrenzen der Vorkriegszeit 
geschaffen worden. Ihr Verluſt im zweiten Thorner Frieden ſei dann 
vor allem auf das alte deutſche Erbübel, die innere Zwietracht, und. 


* 


Die Frauengruppe Glogau. 


führer gewählt. Weihnachtsfeier, 
von Frauengruppe und Jungſchar 
vorbereitet, am J. Januar 1935. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau⸗Süddeutſchland. 

Srauendienſt der Ortsgruppe Kajjel. Nicht eine Frauengruppe. 
neben der Ortsgruppe, ſondern eine Sammlung der Frauen in der 
Ortsgruppe, zum Dienſt an derſelben, iſt das erſtrebenswerte Ideal.“ 
Bei uns in Kaſſel iſt es Jo, und die dabei gewonnenen Erfahrungen 
dürften allgemein zur Nachahmung reizen. Im Nahmen einer 
Adventsfeier feierte der Srauendienft am 7. Dezember ſein jechjtes 
Jahresfeſt, das Ortsgruppe und Srauendienjt auch nach außen hin als 
zuſammenwirkende, feſte Einheit offenbarte. Frau Wirth, die 
Leiterin des Frauendienſtes, begrüßte die zahlreich erſchienenen Mit- 
glieder und Gäſte und gab eine kurze Überſicht über die dom Srauen- 
dienſt im vergangenen Jahre geleiſtete Arbeit. Obwohl dieſe Jich 
naturgemäß mehr im verborgenen abſpielt, iſt ſie doch nicht weniger 
wertvoll. Pfarrer Pelz, der erſte Vorſſtzeude der Ortsgruppe, 
wies auch in ſeiner Auſprache darauf hin. „Bereitet dem Herrn den 
Weg“, heiße in die Praxis der Gegenwart umgeſetzt „Bereitet der 
Liebe den Weg!“ Dazu fei vorzüglich die Frau und Muiter berufen, 
Ihre Hauptaufgabe ſei es, über alle Uneinigkeit und Serriſſenheit 
unjerer Zeit hinweg der einigenden, verſtehenden und verzeihenden 
Liebe den Weg zu bahuen. Die Verſammelten ſaugen vor und nach 
der Aufprache einige Strophen des Adventsliedes „Macht hoch die 
Cür, die Tor” macht weitl“ Mehrere paſſende Mufikjtücke für 
Violine und Klavier, vorgetragen von Frl. Oheim und Shlert 
und von Herru Dippelt, gaben den Rahmen zu einem Lichtbilder 
vortrag des Chrenvorſitzenden Lehrers Royl über die verlorene 
Oſtheimat. Mit einem kurzen Vortrag des zweiten Vorſitzenden, 
Herrn Erkelt, über „die Möglichkeit der Herausgabe von Urkunden 
aus den Entſchädigungsakten“ und dem „Seltgefang“ aus dem Lieder- 
buch des Deulſchen Oſtbundes, fand der wohlgelungene Abend ſeinen 
Abschluß. Wir ſtellten erneut feſt, daß der Srauendienſt eine not- 
wendige Ergänzung ju jeder Ortsgruppe iſt. Wo er noch nicht 
beſteht, ſollte er ſchleunigſt gegründet werden. 


„Oftdentihen Heimatkalender“ beſtellen! 
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— Mitteilungen aus der oſtdeutſchen Heimat. — 


Perſönliches. 

Oberpräſidentenwechſel in der Grenzmark Pofen-Weftpreufen, 

Der von uns bereits in Nr. 40 des „Oſtland“ angekündigte Ober- 
präſidentenwechſel in der Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen iſt 
inzwiſchen am:licherfeits beſchloſſen worden. Oberpräfident Dr. h. e. 
von Bülow in Schneidemühl ſcheidet am 1. April 1933 wegen 
Erreichung der Altersgrenze aus dem Dienſt, iſt aber auf ſeinen 
Wunſch bereits jetzt beurlaubt und ſiedelt auf ſein Gut im Kreiſe 
Kreußburg (O.-S.) über. Zu Jeinem Nachfolger ift der bisherige 
Landrat des Kreiſes Meſeritz, von Meibom, ernannt, der am 
15. Januar zunächſt kommillarisch die Geſchäfte des Oberpräſidenten in 
Schneidemühl übernehmen wird. Der dortige Provinzialausſchuß hat 
lich mit feiner Ernennung zum Oberpräfidenten bereits einverſtanden 
erklärt. — Zum Nachfolger des Herrn von Meibom als Landrat in 
Meſeritz iſt Herr von Coeſter ernannt worden, 


Miniſterlalrat Dr. h. c. Max Donnevert 60 Jahre alt. 

Am 19. Dezember vollendete Dr. phil. h. c. Maximilian Donnevert 
in Berlin-Stahnsdorf- Weſt (Hrenzſtraße), Ministerialrat der kultur- 
politiſchen Abteilung des Neichsminiſteriums des Innern, das 60. Le⸗ 
bensjahr. Gebürtiger Lothringer, wurde Donnevert Nechtsanwalt in 
Metz, Mitglied des Gemeinderats und des Elſaß-Lothringer Land- 
tags. Nach dem Suſammenbruch des Vaterlandes und ſeiner Ver⸗ 
drängung aus Elſaß-Lothringen wurde er 1920 als Minifterialrat in 
die kulturpolitifche Abteilung des Neichsinnenminiſteriums berufen, wo 
er u. d. als Neichskommiſſar bei der Notgemeinſchaft deutſcher Wiſſen⸗ 
Jchaft und bei der Kaiſer-Wilhelm⸗Geſellſchaft fungiert. Er ijt ſeit 
7920 Vorſitzender des Hilfsbundes für die Elſaß-Lothringer im Neich 
und zweiter Vorſitzender des Wiſſenſchafllichen Inſtituts der Elſaß⸗ 
Lothringer an der Univerjität Frankfurt. So hat er amilich und ehren- 
amtlich ſich Stets für die Intereſſen des geſamten Srenz- und Aus- 
landsdeutſchtums eingeſetzt und um diefes ſich große Verdfenſte 
erworben, die das Präjidium des Deutſchen Oſtbundes in einem Glück⸗ 
wunſchſchreiben zu ſeinem 60. Geburtstage in warmen Worten an- 
erkannt hat. 

* 

Sum Reichsgerichtsrat ernannt wurde der Landgerichtsdirektor 
beim Landgericht I in Berlin Dr. Erich Schultze in Berlin, Land⸗ 
gerichtsrat in Beuthen (Oberſchleſien) von 1914 bis 1922. 

Ehrenbürger. Magistrat und Stadtverordnetenverfammiung der 
Stadt Mejerit haben einjtimmig beſchlohen, Dr.-Ing. h. c. Dr. Georg 
Seibt, Berlin, den Gründer der weltbekannten Radiofirma 
Dr. Georg Seibt A.-G. in Berlin-Schöneberg, der ein Sohn der Stadt 
Meſeritz iſt, zun Ehrenbürger zu ernennen. Dr. Seibt wurde am 
2. September 1874 als Sohn des Kaufmanns Julius Seibt in Meſeritz 
geboren. Seine Mutter entſtammte einer alten Meſeritzer Färber 
und Tuchmacherfamilie. 

Geboren: Eine Tochter dem Tiſchler Fritz Zupp und Frau Anni, 
geb. Mann, in Laſſan i. Pom., früher Weißenhöhe, Krs. Wirſitz. 

Vermählt: Reg.⸗ Medizinalrat Dr. O. H. Wagner in Frank- 
furt a. O. mit Frl. Urſula Moöllenbof). 

Silberne Hochzeit: Schloffermeifter Albert Meiſter und Frau 
Hedwig, geb. Körnig, früher Strelno, jetzt Ahlbeck (Seebad), am 28. 12. 

Goldene Hochzeit: Eduard Teſchner und Frau Auguſte, geb. 
Büttner, in Radufz, Krs. Birnbaum, am 18. 12. 

Vejahrte Oſtmärker: Gärinereibeſitzer Adolph Hoffmann in 
Großwuſterwitz, Weddigenſtr. I7, früher in Polen W3, Gärtnerei« 
beſitzer und langjähriger Provinzial- und Gruppenvorfisender der 
Poſener Gärtnereibetriebe, am 27. 12. 65 J.; Michaelis Haaſe, 
Berlin 0 55, Raabeftr. 13 (früher Wreſchen), am 31. 12 © g.; 
Kaufmann Frank in Kalkberge i. Mark, Schloßſtr. 20, früher 
Opalenitza, am 21. 12. 70 J. (langjähriges Vorſtandsmitglied der Orts- 
gruppe Berlin- Friedrichshagen). a 

Geſtorben: Der ehemalige Beſitzer des Nittergutes Sarbia, Krs. 
Samter, Hugo Student, in Pofen am 17. 12.; Frau Hedwig Tie tz, 
geb. Berginſki, in Czerniejewo (Schwarzenau, Ber. Bromberg) am 
17. 12., 57 J.; Rentner Karl Hirſchfeld in Obornik am 17. 12., 
89 J., ſeine Frau ſtarb ſieben Cage vor ihm; Baumeiſter Franz 
Muhme in Flatow, früher Bromberg, am 28. J.; Frau Paula 
Gauer, geb. Schauer, Witwe des Kaſſen- und Rechnungsführers 
der Bromberger Schleppſchiffahrt und Krankenkaffe XII, Ernſt Sauer, 
bei ihrem Schwiegerſohn, dem Poſtinſpektor Conrad, Bitterfeld, 
Lindenſtr. 7 (Kaſſierer der dortigen Ortsgruppe), am 9.11. (der Sohn, 
Karl Gauer, iſt evang. Geiſtlicher in Bromberg, die Entſchlafene iſt 
ihrem Wunſche gemäß im Erbbegräbnis auf dem neuen Kirchhof in 
Bromberg beſtattet worden); ſtud. jur. et rer. pol. Klaus Hoff- 
mann, der jüngſte Sohn der Frau Lucie Mettegang, verw. Hoff⸗ 
mann, geb. Bienek, in Kurs bei Sobötka (Pofen), infolge Unfalls 
in Oberammergau, am 11. 12., 0 J.; Profellor Max Jofeph in 
Berlin, einer der erſten deutſchen Hautärzte, der in Gerdauen geboren 
war, der das „Dermatologiſche Zentralblatt“ herausgab und Jich be⸗ 
ſonders auch der Lepra-Bekämpfung widmete, am 16. 12.; Frau verw. 
Apothekenbeſitzer Klara Krauſe, geb. Schultze, in Frankfurt a. d. O., 


an 35. J2., 87. J.; Witwe Noſalie Hein, geb. Bleich, in Lafſan. 


i. Pom. bei ihrem Schwiegerſohn Karl Zupp, früher Weißenhöhe, Krs. 
Wirſitz, am 9. 12., faſt 9 J.; Buchhalter Adolf Schiff, in Erfurt, 
Karthäuſerſtr. 12, früher Bromberg, Eliſabeihſtr. 48, am 20. 11., 42 J.; 
Lehrerwitwe M. Sitterlee, Kaſſel, Shringshäufer Str. 82, früher 
Schwetz, am 14. 12., 57 F.; Schuhmachermeifter Richard Naſchig in 
Panten b. Liegnitz, früher in Nawitſch, am 7. 12., 72 F. 

* 


Aus der uns verbliebenen Oftmark. 


Aus Oftpreußen, 

Elbing. Die Trockenlegung des Friſchen Haffs iſt noch 
nicht endgültig zu den Akten gelegt. Im Anſchluß an einen Vor- 
trag des Herrn Dr. Stüwe, Königsberg, über die Koſten der 
Trockenlegung hat ſich der Magiſtrat der Stadt Elbing in ſeiner letzten 
Sitzung nochmals eingehend mit diefer Frage beſchäftigt. Der Magiſtrat 
vertritt den Standpunkt, daß dieſes im Intereffe der Arbeitsbeſchaſfung 
und Siedlung außerordentlich wichtige Vorhaben beſchleunigt durch⸗ 
gearbeitet und zur Ausführung gebracht werden muß. Vom ſtädtiſchen 
Tiefbauamt ift eine Denkſchrift ausgearbeitet worden, die demnächſt den 
intereſſierten zuſtändigen Stellen zugeleitet werden wird. 

Heilsberg. Ein beſonderes Mißgeſchick widerfuhr dem Neichswehr⸗ 
Unteroffizier P. Am 12. November hatte P. feine 12jährige Dienft- 
zeit beendet. Nach der üblichen Feier fuhr P. ſchließlich ſpät am 149. 
ju ſeiner Braut nach Scharnigk (Kreis Heilsberg) und von hier noch 
am Morgen des 15. wieder wegen eines fehlenden Jeugniſſes nach Oſte⸗ 
rode zurück. Aus Übermüdung verſchlief er Jein Ziel, wurde 
in Thorn aus dem Zuge wegen Splionageverdachts ver⸗ 
haftet und dem Militärgefängnis zugeführt. Ein polniſcher Nitt⸗ 
meijter verſuchte ihn dann über die Verhältniſſe bei der Reichswehr 
auszuhorchen. Da die Befreiung auf diplomatiſchem Wege ſicher noch 
Monate gedauert hätte und P. auch noch vor ſeiner Dienſtzeit ſich als 
Jugendlicher in einer jetzt polniſchen Stadt an autipolniſchen Kund⸗ 
gebungen beteiligt halte und deswegen dort auf der ſchwarzen Liſte ſtand, 
mußte er auf alle Fälle fliehen. Unter Opferung ſeiner nicht unerheb⸗ 
lichen Barſchaft brach er aus dem Gefängnis aus, gelangte nach einem 


Nachtmarſch ſchließlich auf einer kleinen Station in einen deutſchen 


Wagen eines Marienburger Zuges. Nach elftägigem Marſch traf er 
bei feiner Braut ein. Jetzt erſt konnte die auf Jo eigenartige Weiſe 
verhinderte Hochzeit gefeiert werden. 

Königsberg i. Pr. In Seerappen wurde im Beilein des früheren 
Oberpröfidenten Dr. h. c. Ernfſt Siehr eine neuerbaute Finfklaflige 
Volksſchule auf den Namen des früheren Oberpräfidenten geweiht. 
Siehr erklärte in einer Anſprache, daß die Förderung der abge- 
trennten Provinz Oſtpreußen nicht nur eine wirtſchaftliche Frage fei, 
ſondern eine kulturelle Aufgabe darſtelle. Im Kampf um die Deutſch⸗ 
erhaltung des Landes ſei die Volksſchule die beſte Waffe. 


Aus der Grenzmark Polen Weſtpreußen und der 
mittleren Oftmark. 


Dt. Krone. Da in heutiger Zeit maſſive Schuibauten kaum zu finan⸗ 
zieren find, ſoll die dringendſte Schulraumnot durch Errichtung von ſo⸗ 
genannten Schul⸗ Pavillons (Holzbauten) behoben werden. Da 
für dieſe Zwecke der Grenzmark neuerdings Ofihilfemittel zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurden, entſtehen den betreffenden Schulgemeinden durch 
dieſe Holzbauten außer den Hand- und Spanndienſten und der laufenden 
Unterhaltung keine Koſten. Daraufhin wurde in ſechs Ortschaften des 
Kreiſes Dt. Krone bereits die Errichtung ſolcher Schul-Pavillons be⸗ 
ſchloſſen, und zwar erhalten: Arnsfelde einen Dienſtwohnungs⸗ 
Pavillon für den zweiten kath. Lehrer, Mehlgeaſt einen Dienſtwoh⸗ 
nungs- und Rlaffen-Pavillon, Wittkom einen dreiklaffigen Schul- 
neubau aus Holz, Latzjg einen einklaſſigen Pavillon, Rederitz 
einen zweiklaſſigen und Eichfier einen jolchen für die kath. Schule 
und eine Lehrerwohnung. 

Küſtriu. In dem Dorfe Bralitz (Kreis Königsberg Am.) ift in 
dieſem Jahre zum erfien Male ſeit dem Kriege wieder das „Hirten- 
blaſen“ eingeführt worden. Dabei ziehen ein Trompeter und die beiden 
Gemeindehirten abends Weihnachtslieder blaſend durch das Dorf, 
am Heiligen Abend ſammeln ſie dann von Haus zu Haus ihre Gaben. 

Neu- VBeulſchen. In der Nähe des Grenzbahnhofs Neu- Bentſchen 
wurde ein polnischer Deſerteur aufgegriffen. Bei Sejtftellung der 
Perſoualien ergab ſich, daß es ſich um einen Ukrainer handelte, 
der erſt vor kurzem zum polniſchen Heeresdienſt, und zwar nach einer 
Pofener Garnifon, eingezogen worden war. Als Grund zur Fahnen⸗ 
flucht gab er an, daß er als Ukrainer nicht im polnischen Heere 
dienen wolle. 

Soldin. „Deutſcher, vergiß Verſailles nicht!“ Dieſe beherzigens⸗ 
werte Inſchrift iſt in großen Lettern angebracht über der Chrenhalle 
an dem dieſer Cage eingeweihten 70 Mtr. hohen, nach einem Entwurf 
des Prof. Nüſter⸗Berlin von der Kreisſtadt Sold in in Form eines 
Seuerturms am Springſee aufgeführten Chbrenmals für die Ge⸗ 
fallenen des Weltkrieges. 

Wriezen. In 


